
DNo­tI-Re­port 19/2009  Oktober 2009	 145

DNotI-Report
Informa­ti­ons­dienst des Deutschen Notarinsti­tuts

17. Jahrgang 
Oktober 2009
ISSN 1434-3460

19/2009

B 08129 
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Familien-, betreuungs- und nachlassge-
richtliche Genehmigungsverfahren nach 
Inkrafttreten des FamFG zum 1.9.2009

I.	 Sachverhalt 
Zu einem Rechtsgeschäft wird eine familiengerichtliche 
(alternativ: betreuungsgerichtliche oder nachlassgericht-
liche) Genehmigung benötigt (§§ 1821, 1822 BGB, ggf. 
i. V. m. § 1643, § 1908i oder § 1915 BGB). 

Bezüglich der Abwicklung eines derartigen Vertrages und 
der vorsorgenden Vertragsgestaltung durch den Notar stel-
len sich nach Inkrafttreten des FamFG zum 1.9.2009 insbe-
sondere folgende Rechtsfragen: 

II.	 Fragen
1.	 Für welche Genehmigungsverfahren finden die Regeln 
des FamFG Anwendung? Was gilt für bereits seit längerem 
laufende „Dauerverfahren“, wie Vormundschaften und Be-
treuungen?

2.	 Nach § 158 FamFG hat das Gericht dem minderjäh-
rigen Kind einen Verfahrensbeistand zu bestellen, nach 
§ 276 FamFG dem Betreuten einen Verfahrenspfleger. Hat 

das Gericht in den Genehmigungsfällen in jedem Fall zum 
Zweck der Bekanntgabe des Beschlusses einen Verfahrens-
beistand bzw. einen Verfahrenspfleger zu bestellen?

3.	 Ist es zu empfehlen, dass die Beteiligten in der Urkunde 
einen Vorschlag für die Person des Verfahrensbeistandes 
machen, auch, um eine Prüfung zu ermöglichen, ob die er-
forderliche Bekanntgabe des Beschlusses an diesen erfolgt 
ist?

4.	 Muss der Genehmigungsbeschluss auch dem 14 Jahre 
alten Kind bzw. dem Betreuten bekannt gemacht werden?

5.	 Wird das Rechtsgeschäft trotz Erteilung des Rechts-
kraftzeugnisses nicht wirksam (also z. B. Kaufvertrag mit 
Auflassung, so dass der Käufer kein Eigentum erwirbt), 
wenn die erforderliche Bekanntgabe unterbleibt?

6.	 Welche Beschwerdefrist gilt für einen materiell Rechts-
betroffenen (z. B. das minderjährige Kind), der zu einem 
Genehmigungsverfahren nicht aus­drücklich hinzugezogen 
wurde und auch nicht ordnungsgemäß – z. B. durch ei-
nen Verfahrenspfleger oder Verfahrensbeistand – vertreten 
war?

7.	 Kann eine Verfahrensbeschleunigung dadurch erreicht 
werden, dass die Beteiligten bereits bei Abschluss des 
Kaufvertrages auf die Beschwerde verzichten? Kann der 
Verzicht auf das Rechtsmittel bereits vor Ergehen der Ent-
scheidung erfolgen (vgl. demgegenüber den Wortlaut von 
§ 67 Abs. 1 FamFG)? 
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8.	 Genügt es, den noch nicht rechtskräftigen gerichtlichen 
Genehmigungsbeschluss für die Vertragsbeteiligten kraft 
Doppelvollmacht als Notar entgegenzunehmen und mitzu-
teilen? 

9.	 Genügt es, dass nur zum Zeitpunkt der Mitteilung 
und der Empfangnahme des noch nicht rechtskräftigen ge
richtlichen Genehmigungsbeschlusses (und nicht auch zum 
Zeitpunkt der Rechtswirksamkeit des Beschlusses) das Amt 
des Betreuers, Pflegers, Vormunds etc. fortbestand, um eine 
wirksame Mitteilung des Beschlusses aufgrund der Doppel-
vollmacht des Notars zu gewährleisten?

III. Zur Rechtslage
Vorbemerkung
In Anbetracht der Fälle der derzeit zum FamFG erschei-
nenden Literatur möchten wir vorab darauf hinweisen, dass 
dieses Gutachten den Meinungsstand Mitte September 
2009 darstellt. 

Für die notarielle Gestaltungspraxis sei insbesondere auf 
die folgenden Abschnitte 2., 3., 5. und 8. verwiesen, da die 
dort dargestellten Änderungen gegenüber der bisherigen 
Rechtslage auch Auswirkungen auf die vorsorgende Ver-
tragsgestaltung durch den Notar haben. 

1.	 Inkrafttreten des FamFG und Übergangsvor-
schriften
Gem. Art. 112 des Gesetzes zur Reform des Verfahrens 
in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
Freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG-Reformgesetz bzw. 
FGG-RG) trat das FamFG (das Art. 1 dieses umfangrei-
chen Änderungsgesetzes bildet) am 1. September 2009 in 
Kraft. Die Übergangsvorschriften für die Verfahren der 
Freiwilligen Gerichtsbarkeit sind in Art. 111 FGG-RG 
enthalten (in der erheblich geänderten Fassung durch das 
Gesetz zur Reform des Versorgungsausgleiches; aktuelle 
Fassung beispielsweise abrufbar unter http://www.gesetze-
im-internet.de unter dem Suchwort „FGG-RG“). 

a)	 Art. 111 Abs. 1 FGG-RG sieht vor, dass für alle Ver-
fahren, die vor dem 1.9.2009 eingeleitet oder deren Ein
leitung vor dem 1.9.2009 beantragt worden ist, noch die 
alten Verfahrensregelungen des FGG fortgelten. Diese 
Anordnung gilt nach den Gesetzesmaterialien (BT-Drucks. 
16/6308 vom 7.9.2007, S. 359) und der ganz herrschenden 
Auffassung in der Literatur (vgl. nur Zimmermann, Das 
neue FamFG, 2009, Rn. 824 sowie Müther, in: Bork/Jaco-
bi/Schwab, FamFG, 2009, Vor § 58 Rn. 18) nicht nur für 
die bei Inkrafttreten des FamFG aktuell laufende Instanz, 
sondern für das gesamte Verfahren einschließlich des 
Rechtsmittelverfahrens (Instanzenzug und einzulegendes 
Rechtsmittel).

Insoweit kann es also durchaus vorkommen, dass noch lan-
ge nach dem Inkrafttreten des FamFG – insbesondere bei 
Durchführung von Rechtsmittelverfahren – familiengericht-
liche, vormundschaftsgerichtliche und nachlassgerichtliche 
Genehmigungen ergehen, bei denen das Verfahren nach den 
Vorschriften des FGG durchge­führt wurde. Insofern spielen 
die nachfolgend darzustellenden Neuerungen nach dem 
FamFG für diese Ge­nehmigungsverfahren überhaupt keine 
Rolle (zum Nachweis z. B. gegenüber dem Grundbuchamt, 
dass ein Verfahren nicht den Vorschriften des FamFG un-
terlegen hat, vgl. die Ausführungen im DNotI-Gutachten, 
Gutachten-Abruf-Nr. 96737 vom August 2009).

b)	 Art. 111 Abs. 2 – 5 FGG-RG enthalten dann aber Vor-
schriften, die den Grundsatz der Fortgeltung des FGG für 
Altverfahren erheblich einschränken. Aus notarieller Sicht 
ist hierbei die später eingefügte Regelung des Art. 111 
Abs. 2 FGG-RG bedeutsam. Hiernach gilt jedes gericht-
liche Verfahren, das mit einer Endentscheidung abge-
schlossen wird, als selbständiges Verfahren i. S. v. Abs. 1 
S. 1. Dies bedeutet, dass im Rahmen von Dauerverfahren, 
die bereits unter der Geltung des FGG eingeleitet wurden 
(z. B. Betreuungs-, Pflegschafts- oder Vormundschaftsver-
fahren), Genehmigungsverfahren, in denen eine Endent-
scheidung ergeht, als eigenständige Verfahren angesehen 
werden und daher dem FamFG unterliegen, wenn die Ein-
leitung nach dem 1.9.2009 beantragt worden ist. Folglich 
ist – auch bei laufenden Dauerverfahren – für die Erteilung 
einer gerichtlichen Genehmigung stets das neue FamFG 
einschlägig, wenn der Antrag auf Erteilung der Geneh-
migung nach dem 1.9.2009 gestellt wird (Engelhardt, in: 
Keidel, FamFG, 16. Aufl. 2009, Art. 111 FGG-RG Rn. 3; 
Heinemann, FamFG für Notare, 2009, Rn. 734 f.). 

2.	 Bestellung eines Verfahrensbeistands bzw. eines 
Verfahrenspflegers in Genehmigungsfällen?
a)	 Familiengerichtliche Genehmigungsverfahren
Für das Verfahren in Familiensachen bestimmt § 158 
Abs. 1 FamFG Folgendes: „(1) Das Gericht hat dem min-
derjährigen Kind in Kindschaftssa­chen, die seine Person 
betreffen, einen geeigneten Verfahrensbeistand zu bestel-
len, soweit dies zur Wahrnehmung seiner Interessen erfor-
derlich ist.“

Diese Vorschrift erfasst also alle die Person des Kindes 
betreffenden Kindschaftssachen i. S. v. § 151 FamFG. Zu 
beachten ist in diesem Zusammenhang, dass – entsprechend 
der Vorgängervorschrift des § 50 FGG – diese Vorschrift 
nur Anwendung findet, wenn die Angelegenheit die „Per-
son des Kindes“ mittelbar oder unmittelbar betrifft. Bz-
gl. dieser Vorschrift ist nun aber fraglich, ob sie überhaupt 
für Fälle anwendbar ist, in denen nur solche Angelegen-
heiten betroffen sind, die allein das Vermögen des Kindes 
berühren (das FamFG verwendet nämlich in der Regel die 
Begrifflichkeiten „Person des Kindes“ als Gegenbegriff 
zum „Vermögen des Kindes“ – vgl. nur § 159 Abs. 1 S. 2 
und § 60 S. 1 und 2 FamFG). 

Während in der notarrechtlichen Literatur weitestgehend 
eine analoge Anwendung dieser Vorschrift für Genehmi-
gungsverfahren in vermögensrechtlichen Angelegenheiten 
befürwortet wird (so ausdrücklich Heinemann, FamFG 
für Notare, Rn. 158) oder eine Anwendbarkeit von § 158 
FamFG ohne Diskussion unterstellt wird (so Bolkart, Mitt-
BayNot 2009, 268, 271 und Litzenburger, RNotZ 2009, 
380, 381), mehren sich allerdings in der außer-notarrecht-
lichen Literatur die Stimmen, die davon ausgehen, dass es 
sich hierbei nicht nur um ein gesetzgeberisches Versehen 
handelt, sondern diese Vorschrift nicht in vermögens
rechtlichen Genehmigungsverfahren angewandt werden 
kann (so ausdrücklich Sonnenfeld, NotBZ 2009, 295, 299; 
Zorn, Rpfleger 2009, 421, 426; Engelhardt, in: Keidel, 
§ 158 FamFG Rn. 4). 

Geht man aber davon aus, dass der Anwendungsbereich 
des § 158 Abs. 1 FamFG (analog) auch in Verfahren zur 
familiengerichtlichen Genehmigung von Rechtsgeschäften 
vermögensrechtlicher Art eröffnet ist, so könnte es sich 
empfehlen, bereits in der notariellen Urkunde oder zumin-
dest im Genehmigungsantrag an das Gericht die Bestellung 
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eines Verfahrensbeistandes zur Wahrung der Interessen 
des Kindes nach § 158 Abs. 1 FamFG anzuregen. U. E. 
dürfte dies auch gelten, wenn an dem Verfahren ein über 
14-jähiges Kind beteiligt ist, das – was noch näher darzu-
stellen sein wird – prinzipiell selbst am Verfahren teilneh-
men und selbst Rechtsmittel einlegen kann. Der Notar wird 
regelmäßig nicht zuverlässig einschätzen können, ob das 
Kind genug „eigene Reife“ besitzt, um selbst die Folgen 
der Genehmigung des Rechtsgeschäfts und eines etwaigen 
Rechtsmittelverzichts zu überblicken. In der Regel dürfte 
das Familiengericht besser in der Lage sein zu beurtei-
len, ob zur Wahrung der Interessen des Kindes im Verfahren 
ein Verfahrensbeistand bestellt werden sollte. 

Nach § 158 Abs. 1 FamFG entscheidet das Familiengericht 
(von Amts wegen) über die Bestellung eines Verfahrensbei-
stands; der Notar kann diese nur anregen. Eventuell könnte 
es sich aber als sinnvoll erweisen (auch im Hinblick auf ei-
ne effektive Vertretung des Minderjährigen im Verfahren), 
wenn der antragstellende Notar die Bestellung eines sol-
chen Verfahrensbeistands anregt, falls er Zweifel hat, dass 
das Kind seine Interessen im Verfahren selbst angemessen 
wahrnehmen kann. 

b)	 Betreuungsrechtliche Genehmigungsverfahren
Hat das Genehmigungsverfahren hingegen eine betreu-
ungsrechtliche Genehmigung zum Gegenstand, so ist für 
den Betroffenen die Bestellung eines Verfahrenspflegers 
nach § 276 FamFG möglich (das FamFG hat bewusst eine 
unterschiedliche Terminologie für den Verfahrensver-
treter bei einer minderjährigen bzw. betreuten Person 
gewählt, um den unterschiedlichen Aufgabenkreis dieser 
jeweiligen Personen auch nach außen kenntlich zu machen). 
Aus den „Regelbeispielen“ nach § 276 Abs. 1 S. 2 FamFG 
ergibt sich, dass ein „regelmäßiges Bedürfnis“ für die 
Bestellung eines Verfahrenspflegers in den Fällen der 
Notwendigkeit einer betreuungsgerichtlichen Genehmigung 
nach dem Willen des Gesetzgebers nicht bestehen soll (vgl. 
Fröschle, in: Prütting/Helms, FamFG, 2009, § 276 Rn. 11: 
„im Einzelfall prüfen“). Dies gilt ins­besondere vor dem 
Hintergrund, dass nach § 275 FamFG in Betreuungssachen 
der Betroffene ohne Rücksicht auf seine Geschäftsfähigkeit 
in Abweichung von § 9 FamFG als voll verfahrensfähig 
einge­stuft wird. Daher wird teilweise geschlussfolgert, der 
Gesetzgeber sei davon ausgegangen, dass im Regelfall der 
Betreute seine Interessen insoweit selbst wahrnehmen 
kann, so dass sich die Bestellung eines Verfahrenspflegers 
erübrigt (so Heinemann, FamFG für Notare, Rn. 166). 

Diese gesetzgeberische „Vermutung“, dass ein Betreuter 
seine Interessen selbst voll wahrnehmen kann, dürfte aller-
dings der Realität häufig nicht entsprechen. Im Zweifel 
wird der Notar auch gar nicht selbst einschätzen können, 
ob der Betreute fähig ist, seine Angelegenheiten eigenver-
antwortlich wahrzunehmen. Daher dürfte es wohl in der 
Rechtswirklichkeit „trotz“ § 275 FamFG angezeigt sein, die 
Bestellung eines Verfahrenspflegers für den Betreuten 
anzuregen, wenn der Notar Zweifel hat, dass der Betreute 
seine Interessen im Verfahren selbst ausreichend wahrneh-
men kann. 

c)	 Nachlassgerichtliche Genehmigungsverfahren
In Nachlasssachen schließlich ist das Nachlassgericht 
sachlich für Nachlasspflegschaften und auch die Nach-
lassverwaltungen zuständig (§ 342 Abs. 1 Nr. 2 bzw. Nr. 8 
FamFG). Eine besondere Regelung des Verfahrens bei 
Nachlasspflegschaften (die Nachlassverwaltung ist gem. 
§ 1975 BGB ein Unterfall der Nachlasspflegschaft) erfolgte 

durch den Gesetzgeber nicht. Er ist allerdings davon ausge
gangen, dass über § 340 Nr. 1 FamFG die Vorschriften 
des 3. Buches des FamFG über Betreuungs- und Unter-
bringungssachen entsprechend gelten, da die Nachlass-
pflegschaften als betreuungsrechtliche Zuweisungssachen 
i. S. v. § 340 Nr. 1 FamFG anzusehen seien (so Gesetzesbe-
gründung, BT-Drucks. 16/6308 vom 7.9.2007, auf S. 283, 
nach der Kommentierung zu § 362 FamFG).

Dann aber gilt für die Vertretung von Personen, die am 
Verfahren nicht teilnehmen, insbesondere bezüglich unbe-
kannter (Nach-)Erben, über § 340 Nr. 1 FamFG die Vor-
schrift des § 276 Abs. 1 S. 1 FamFG entsprechend. Da 
gerade der Fall einer Nachlassverwaltung die Grundlage 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 
18.1.2000 (NJW 2000, 1709) bildete, in der das BVerfG 
die Notwendigkeit einer auch formalen Beteiligung des an 
einem solchen Verfahren materiell Beteiligten entwickelt 
hat, dürfte es bei unbekannten Erben durchweg geboten 
sein, einen Verfahrenspfleger zur Wahrnehmung ihrer Inter-
essen zu bestellen (so auch Heinemann, FamFG für Notare, 
Rn. 173). 

d)	 Zwischenergebnis
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass in allen Ver-
fahren, die eine familiengerichtliche, betreuungsgericht-
liche oder nachlassgerichtliche Genehmigung zum Ge-
genstand haben, die Bestellung eines Verfahrensbeistan-
des bzw. Verfahrenspflegers für die materiell beteiligten 
Minderjährigen, Betreuten oder unbekannten Erben oder 
Nacherben beantragt werden kann. Wenn der Notar selbst 
Zweifel hat, ob die Interessen des Vertretenen im Verfahren 
angemessen wahrgenommen werden, bietet es sich daher 
an, im Genehmigungsantrag die Bestellung eines „Verfah-
rensvertreters“ anzuregen. 

3.	 Vorschlag zur Person des Verfahrensbeistandes in 
der notariellen Urkunde?
In der auf die notarielle Praxis ausgerichteten Literatur zum 
FamFG wird darauf hingewiesen, dass es allein schon aus 
finanziellen Gesichtspunkten ratsam sein könne, die Per-
son des Verfahrensbeistandes bzw. Verfahrenspflegers in 
der notariellen Urkunde dem Gericht vorzuschlagen. Maß-
gebend hierfür ist insbesondere die Vorschrift des § 158 
Abs. 7 S. 2 FamFG. Bestellt das Gericht nämlich eine Per-
son, die berufsmäßig Verfahrensbeistandschaften führt, so 
erhält der Verfahrensbeistand für die Wahrnehmung seiner 
Aufgaben in jedem Rechtszug jeweils eine einmalige Ver-
gütung von 350.– Euro. Diese Vorschrift (die erst durch ein 
nachträgli­ches Änderungsgesetz in der heutigen Form ein-
gefügt und vom Bundesrat massiv bekämpft wurde) führt zu 
einem erheblichen Kostenaufwand bei Bestellung eines 
berufsmäßigen Verfahrensbeistandes. Schon aus diesem 
Grunde bietet es sich an, dem Gericht eine Person als Ver-
fahrensbeistand „zu empfehlen“, die diese Angelegenheiten 
nicht berufsmäßig ausübt, sondern „ehrenamtlich“ im Inter-
esse des Kindes etc. tätig wird. 

4.	 Bekanntgabe des Genehmigungsbeschlusses an 
das Kind bzw. den Betreuten selbst?
a)	 Allgemeines
Nach § 41 Abs. 3 FamFG ist ein Beschluss, der die Geneh-
migung eines Rechtsgeschäftes zum Gegenstand hat, auch 
demjenigen bekannt zu geben, für den das Rechtsgeschäft 
genehmigt wird, also dem materiell beteiligten Minder-
jährigen, Betreuten oder den unbekannten (Nach-)Er-
ben. Während sich bei unbekannten Erben eine Bekannt-
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gabe aufgrund der Natur der Sache als unmöglich erweist, 
scheint bei Minderjährigen oder Betreuten in vielen Fäl-
len § 9 FamFG der Bekanntgabe an den Minderjährigen 
oder Betreuten selbst entgegenzustehen. Nach § 9 Abs. 1 
FamFG sind prinzipiell nur voll geschäftsfähige Personen 
für das FamFG verfahrens­fähig. Des Weiteren legt § 9 
Abs. 2 FamFG fest, dass, soweit ein Geschäftsunfähiger 
oder ein in der Ge­schäftsfähigkeit Beschränkter nicht ver-
fahrensfähig ist, für ihn die nach bürgerlichem Recht dazu 
befugten Personen handeln. Dies würde vermuten lassen, 
dass die Bekanntgabe nach § 41 Abs. 3 FamFG für den 
Minderjährigen an dessen sorgeberechtigte Eltern oder den 
Vormund und für den nicht geschäftsfähigen Betreuten an 
den Betreuer zu erfolgen habe. 

Diesbezüglich ist allerdings zu bedenken, dass in den meisten 
Fällen einer familiengerichtlichen, betreuungsgerichtlichen 
oder nachlassgerichtlichen Genehmigung die Eltern des 
Kindes, der Betreuer oder der Nachlasspfleger gerade den 
Antrag auf Genehmigung des Rechtsgeschäftes gestellt 
haben. Wie das Bundesverfassungsgericht in seinem Be-
schluss vom 18.1.2000 (NJW 2000, 1709, 1710 unter B. 
I. 3. b) zutreffenderweise festgestellt hat, kann aber eine 
Vertretung des Minderjährigen oder Betreuten durch 
die Eltern oder den Betreuer dann nicht erfolgen, wenn 
in dem Verfahren gerade die Rechtmäßigkeit eines Han-
delns der Eltern oder des Betreuers festgestellt werden 
soll. Insofern liegen gegenläufige Interessen des Kindes/
Betreuten und der Eltern/des Betreuers vor. Insoweit 
sei in diesen Genehmigungsverfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit § 9 Abs. 2 FamFG von Verfassungs we-
gen einschränkend dahingehend auszulegen, dass die 
Bekanntgabe der Entscheidung i. S. v. § 41 Abs. 3 FamFG 
nicht an den eigentlichen gesetzlichen Vertreter erfolgen 
kann (so ausführlich auch Zorn, Rpfleger 2009, 421, 426). 

Allerdings scheint es noch nicht abschließend geklärt, 
wer anstelle der Eltern bzw. des Betreuers die Vertretung 
des Kindes bei der Bekanntgabe der Entscheidung über-
nehmen kann, wenn entsprechend der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichtes entgegengesetzte Interessen 
des Betreuers/der Eltern bestehen. Während ein Teil der 
Literatur (insbesondere in der notarrechtlichen Literatur) 
ohne nähere Begründung davon auszugehen scheint, dass 
insoweit das Kind durch einen Verfahrensbeistand nach 
§ 158 FamFG bzw. der Betreute durch einen Verfah-
renspfleger nach § 276 FamFG vertreten werden kann 
(so z. B. Litzenburger, RNotZ 2009, 380, 381), wird in der 
übrigen neuen Literatur zum FamFG häufig darauf hin-
gewiesen, dass nach § 158 Abs. 4 S. 6 FamFG der Verfah-
rensbeistand aus­drücklich nicht als gesetzlicher Vertreter 
des Kindes agiert. Hierfür wird darauf verwiesen, dass der 
Verfahrensbeistand nur die Interessen des Kindes in dem 
Verfahren wahrnimmt, nicht aber außerhalb desselben.  
Dies stehe auch im Einklang mit der Vorschrift des § 9 
Abs. 2 FamFG, der ausdrücklich vorsehe, dass der selbst 
verfahrensunfähige Beteiligte durch die nach bürger-
lichem Recht dazu befugten Personen vertreten werde.

Daher mehren sich die Stimmen, die davon ausgehen, dass 
eine Bekanntgabe der Entscheidung statt an den ver-
fahrensunfähigen Minderjährigen nicht an dessen Ver-
fahrensbeistand nach § 158 FamFG gerichtet werden kann. 
Seien nun auch die Eltern wegen Interes­senkonflikts im 
Sinne der BVerfG-Entscheidung an der Entgegennahme der 
Bekanntgabe der Genehmi­gungsentscheidung gehindert, so 
bleibe nichts anderes übrig, als nach bürgerlichem Recht 
einen Ergänzungspfleger für das Kind zu bestellen, der 

lediglich die Aufgabe habe, diese gerichtliche Entscheidung 
entgegenzunehmen (so auch ausdrücklich Zorn, Rpfleger 
2008, 421, 426; Sonnenfeld, NotBZ 2009, 295, 299 und 
Musielak/Borth, FamFG, 2009, § 158 Rn. 2). 

Die vorstehenden allgemeinen Ausführungen gelten aller-
dings nur vorbehaltlich besonderer Regelungen, die dies-
bezüglich im FamFG bestehen. Insofern ist für die hier 
betroffenen Genehmigungsverfahren noch auf Folgendes 
hinzuweisen: 

b)	 Sonderregelung bei einer familiengerichtlichen 
Genehmigung (§ 164 i. V. m. § 60 FamFG)
§ 164 FamFG ordnet die Bekanntgabe der Entscheidung an 
das Kind selbst an, wenn dieses Kind das 14. Lebensjahr 
vollendet hat und nicht geschäftsunfähig ist. Wei­tere Vor-
aussetzung nach § 164 S. 1 FamFG ist, dass dem Kind das 
Beschwerderecht gegen die Entscheidung selbst zustehen 
muss. Damit verweist § 164 S. 1 FamFG zurück auf die 
allgemeine Vorschrift des § 60 FamFG. Diese sieht Fol
gendes vor: 

„§ 60 Beschwerderecht Minderjähriger. 
Ein Kind, für das die elterliche Sorge besteht, oder ein unter 
Vormundschaft stehender Mündel kann in allen seine Per-
son betreffenden Angelegenheiten ohne Mitwirkung seines 
ge­setzlichen Vertreters das Beschwerderecht ausüben. Das 
Gleiche gilt in sonsti­gen Angelegenheiten, in denen das 
Kind oder der Mündel vor einer Entschei­dung des Ge-
richtes gehört werden soll. Dies gilt nicht für Personen, die 
ge­schäftsunfähig sind oder bei Erlass der Entscheidung das 
14. Lebensjahr nicht vollendet haben.“

Während § 60 S. 1 FamFG also die Fälle betrifft, in de-
nen Entscheidungen über die Person des Kindes im Raum 
stehen (zu diesem Begriff vgl. bereits vorstehend unter 2.), 
dürften die Fälle familiengerichtlicher Genehmigungs-
verfahren bei Minderjährigen unter § 60 S. 2 FamFG 
fallen (vgl. hierzu Bumiller/Harders, § 60 Rn. 10). Hier-
nach steht dem Minderjährigen selbst ein Beschwerderecht 
gegen die Entscheidung zu, wenn „das Kind ... vor einer 
Entscheidung des Gerichtes gehört werden soll.“ 

Wann eine solche Anhörung notwendig ist, beantwortet 
wiederum die Vorschrift des § 159 FamFG, der die per-
sönliche Anhörung des Kindes in Familiensachen betrifft. 
Nach § 159 Abs. 1 S. 1 FamFG hat das Gericht das Kind 
persönlich anzuhören, wenn es das 14. Lebensjahr voll-
endet hat. Allerdings sieht § 159 Abs. 1 S. 2 FamFG ein-
schränkend vor, dass von einer persönlichen Anhörung des 
Kindes abgese­hen werden kann, wenn eine solche nach der 
Art der Angelegenheit nicht angezeigt ist und das Verfah-
ren ausschließlich das Vermögen des Kindes betrifft. U. E. 
ist es für das Beschwerderecht des Kindes nach § 164 S. 1 
i. V. m. § 60 S. 2 FamFG ausreichend, dass eine (prinzi-
pielle) Anhörungspflicht des Kindes nach § 159 Abs. 1 S. 1 
FamFG besteht, auch wenn hiervon für den Einzelfall ab-
gewichen werden kann. 

Dann aber führt die „Gesetzeskette“ in § 164 S. 1, § 60 S. 2, 
§ 159 Abs. 1 S. 1 FamFG dazu, dass ein über 14-jähriges, 
nicht geschäftsunfähiges Kind ein eigenes Beschwerde-
recht besitzt, wenn eine familiengerichtliche Genehmigung 
eines das Kind selbst betreffenden Rechtsgeschäfts ergeht. 
Zudem ergibt sich aus § 164 S. 1 FamFG, dass dem Kind 
selbst die Entscheidung bekannt zu geben ist (dies über-
sieht u. E. Heinemann, FamFG für Notare, Rn. 163). 
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Zusätzlich ist darauf hinzuweisen, dass nach allgemei-
ner Auffassung das Beschwerderecht des Kindes bzw. 
Mündels neben das Beschwerderecht des gesetzlichen 
Vertreters tritt (so: Bumiller/Harders, § 60 Rn. 1; Finke, 
in: Praxiskommentar FamFG, § 60 Rn. 1; Engelhardt, in: 
Keidel, § 60 Rn. 16). Auch wenn für das Kind ein Ver-
fahrensbeistand in diesem Verfahren bereits nach § 158 
FamFG bestellt war, besteht u. E. das selbständige Be-
schwerderecht des Kindes nach § 60 S. 2 FamFG neben 
der Beschwerdeberechtigung des Verfahrensbeistands, 
die aus der ausdrücklichen Anordnung in § 158 Abs. 4 S. 5 
FamFG folgt (vgl. hierzu: Stötzel, in: Praxiskommentar 
FamFG, § 158 Rn. 23 f.). 

Hiernach ist zusammenfassend also Folgendes festzuhal-
ten: Sofern um die Genehmigung eines Rechtsge­schäftes 
nachgesucht wird, welches das Vermögen eines Minder-
jährigen betrifft, und für diesen Minderjährigen ein Ver-
fahrensbeistand nach § 158 FamFG (analog) bestellt ist, 
so ist die Entscheidung auf jeden Fall diesem Verfahrens-
beistand bekannt zu geben, da dieser mit der Bestellung 
zum Beteiligten des Verfahrens i. S. v. § 41 Abs. 1 FamFG 
geworden ist. Bei einem über 14-jährigen Kind muss 
gem. § 164 S. 1 FamFG abweichend von § 41 Abs. 3, § 9 
Abs. 2 FamFG die Bekanntgabe der Entscheidung zu-
sätzlich an das Kind selbst erfolgen. Insoweit würde also 
die Be­stellung eines Verfahrensbeistandes in Fällen der Be-
teiligung eines über 14-jährigen Kindes zu einer Erhöhung 
der Anzahl der Personen führen, denen die Entscheidung 
bekannt zu machen ist und die selbst auch wieder rechts-
mittelberechtigt sind. Andererseits ist zu bedenken, dass 
die Bestellung eines Verfahrensbeistandes auch für ein über 
14-jähriges Kind von Verfassungs wegen her geboten sein 
könnte, da nicht immer sicher beurteilt werden kann, ob 
tatsächlich das über 14-jährige Kind in der Lage ist, seine 
Rechte im Verfahren ausreichend selbst wahrzunehmen. 
Diese Zweifel können nahelegen, auch in Fällen der Be-
teiligung eines über 14-jährigen Kindes bei Gericht die 
Bestellung eines Verfahrensbeistands entsprechend § 158 
FamFG anzuregen. 

c)	 Betreuungs- bzw. nachlassgerichtliche Genehmi-
gung
Hinsichtlich der betreuungs- bzw. nachlassgerichtlichen 
Genehmigung besteht eine gegenüber § 41 Abs. 3 i. V. m. 
§ 9 Abs. 2 FamFG vorrangige Vorschrift, nämlich die 
Norm des § 275 FamFG. Diese sieht vor, dass in Betreu-
ungssachen der Betroffene ohne Rücksicht auf seine 
Geschäftsfähigkeit als verfahrensfähig behandelt wird 
(in nachlassgerichtlichen Genehmigungsverfahren ist die- 
se Norm wiederum über die Verweisung in § 340 Nr. 1 
FamFG anwendbar).

§ 275 FamFG sieht vor, dass in betreuungs- und nachlass-
gerichtlichen Genehmigungsverfahren geschäftsunfähige 
Personen als verfahrensfähig behandelt werden. Als ge-
nerelle Ausnahme von § 9 Abs. 1 FamFG für das betreu-
ungsgerichtliche Genehmigungsverfahren ist festzuhalten, 
dass auch die Bekanntgabe der Entscheidung i. S. v. § 41 
Abs. 3 FamFG an den Geschäftsunfähigen möglich ist, da 
für diesen dann auch die Vorschrift des § 9 Abs. 2 FamFG 
nicht mehr gilt. Zudem führt § 275 FamFG zu einer eigenen 
Beschwerdebefugnis des Betreuten unabhängig von der 
Entscheidung des Betreuers über die Einlegung einer Be-
schwerde (vgl. hierzu auch Heinemann, FamFG für Notare, 
Rn. 166 und 170).

Folglich ist für das betreuungsgerichtliche Verfahren 
festzuhalten, dass in diesem die Entscheidung auf jeden 
Fall gem. §§ 275, 41 Abs. 3 FamFG dem Betreuten selbst 
bekannt zu geben ist und dieser selbst entscheiden kann, 
ob er Rechtsmittel einlegen will. Hier ist aber wieder-
um (vgl. bereits vorstehend unter 2.) darauf hinzuweisen, 
dass es im Regelfall für den Notar nicht ermittelbar 
sein wird, ob der Betreute tatsächlich auch selbst in der 
Lage ist, seine Rechte umfassend selbst wahrzunehmen 
und unabhängig über die Einlegung eines Rechtsmittels 
zu entscheiden. Daher dürfte es sich i. d. R. empfehlen, in 
solchen Fällen bei Gericht die Bestellung eines Verfah-
renspflegers nach § 276 FamFG anzuregen. 

5.	 Wirkung des Rechtskraftzeugnisses (§ 46 FamFG)
Gem. § 40 Abs. 1 FamFG wird ein Beschluss eines Ge-
richts in den Angelegenheiten freiwilliger Gerichtsbarkeit 
grundsätzlich mit der Bekanntgabe an den Beteiligten, für 
den er nach seinem wesentlichen Inhalt bestimmt ist, un-
mittelbar wirksam. Hiervon hat der Gesetzgeber allerdings 
eine Ausnahme für den Fall gemacht, dass der Be­schluss 
die Genehmigung eines Rechtsgeschäfts zum Gegenstand 
hat. Um der bereits mehrfach erwähnten Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes vom 18.1.2000 (NJW 2000, 
1709) Rechnung zu tragen, hat sich der Gesetzgeber dafür 
entschieden, in sämtlichen Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit das bisher übliche „Vorbescheids-
verfahren“ durch ein Verfahren der aufgeschobenen 
Rechtskraft zu ersetzen. § 40 Abs. 2 FamFG bestimmt 
daher für Beschlüsse, die die Genehmigung eines Rechts
geschäftes zum Gegenstand haben, dass diese erst mit 
Rechtskraft wirksam werden. 

Zur Erleichterung des Rechtsverkehrs gerade für Geneh-
migungsfälle hat der Gesetzgeber in § 46 FamFG für das 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit erstmals eine 
Bestimmung über ein Rechtskraftzeugnis aufgenommen. 
Dieses Rechtskraftzeugnis dient als Nachweis des Eintritts 
der formellen Rechtskraft (Bumiller/Harders, § 46 FamFG 
Rn. 1; Engelhardt, in: Keidel, § 46 FamFG Rn. 1). 

Das Rechtskraftzeugnis in § 46 FamFG ist nach allgemei-
ner Auffassung – und auch nach der Gesetzesbegründung 
– § 706 ZPO nachgebildet. Für diese Vorschrift ist aner-
kannt, dass ein Rechtskraftzeugnis i. S. v. § 706 ZPO die 
Beweiskraft einer öffentlichen Urkunde i. S. v. § 418 
ZPO besitzt (vgl. nur: Zöller/Stöber, ZPO, 27. Aufl. 2009, 
§ 706 Rn. 2). Es erbringt also gem. § 418 Abs. 1 ZPO den 
vollen Beweis der in dem Zeugnis festgehaltenen Tatsa-
chen. Andererseits sieht § 418 Abs. 2 ZPO ausdrücklich 
vor, dass der Beweis der Unrichtigkeit der bezeugten Tat-
sachen weiterhin zulässig bleibt. 

Hieraus wird – sofern dieses Problem angesprochen wird 
– in der notarrechtlichen Literatur u. E. zutreffend geschlos-
sen, dass mit der Erteilung des Rechtskraftzeugnisses kein 
„guter Glaube“ an die wirksame Genehmigung des 
Rechtsgeschäftes durch das Gericht verbunden ist. Daher 
ist für die Frage der Wirksamkeit der gerichtlichen Geneh-
migung nicht das Rechtskraftzeugnis nach § 46 FamFG 
maßgebend, sondern vielmehr die „tatsächliche Rechtsla-
ge“ (so insbesondere Heinemann, DNotZ 2009, 6, 17 und 
FamFG für Notare, Rn. 138; in diesem Sinne wohl auch 
Bolkart, MittBayNot 2009, 268, 272). 

Andererseits darf der Notar (auch im Hinblick auf die 
Vorschrift des § 53 BeurkG) u. E. im Regelfall darauf 
vertrauen, dass die im Rechtskraftzeugnis wiedergege-
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benen Tatsachen richtig sind (vgl. eben auch § 418 Abs. 1 
ZPO). Die Prüfung des Eintritts der Rechtskraft der Ge-
nehmigungsentscheidung ist – wie die textliche Verortung 
von § 46 FamFG zeigt – gerade Aufgabe des befassten 
Gerichts. Eine standardisierte Kontrolle des Gerichts durch 
den Notar ist u. E. nicht geboten. 

Hat der Notar keine anderen Anhaltspunkte, muss er u. 
E. davon ausgehen, dass das Rechtskraftzeugnis zurecht 
erteilt wurde und die Genehmigungsentscheidung tatsäch-
lich nach § 40 Abs. 2 FamFG wirksam geworden ist. Etwas 
anderes dürfte nur dann gelten, wenn der Notar positive 
Kenntnis davon hat, dass das Rechtskraftzeugnis nicht 
korrekt ist, weil er beispielsweise weiß, dass die Entschei-
dung einem materiell Beteiligten nicht zugestellt wurde. 

6.	 Lauf der Beschwerdefrist bei fehlender Bekannt-
gabe an einen materiell Rechtsbetroffenen?
Es fragt sich, wie es sich auf den Lauf der Rechtsmittelfrist 
auswirkt, wenn eine Person, die materiell in ihren Rechten 
betroffen ist, trotzdem nicht ordnungsgemäß zum Verfahren 
hinzugezogen wurde und auch eine Bekanntgabe der Ent-
scheidung i. S. v. § 41 Abs. 3 FamFG ihr gegenüber nicht 
erfolgt ist. 

Hierzu werden in der Literatur verschiedene Auffas-
sungen vertreten:

a)	 § 63 Abs. 2 S. 2 FamFG
Litzenburger (RNotZ 2009, 380, 381) geht davon aus, dass 
die Rechtsmittelfrist von zwei Wochen (§ 63 Abs. 2 Nr. 2 
FamFG) für einen „vergessenen Beteiligten“ (so die Be-
zeichnung bei Hei­nemann, FamFG für Notare, Rn. 140) 
nach § 63 Abs. 3 S. 2 FamFG spätestens fünf Monate 
nach Erlass des Beschlusses beginnt, wenn die Bekannt-
gabe an diese Person nicht bewirkt wurde. 

b)	 Kein Anlauf der Rechtsmittelfrist 
Demgegenüber soll nach Bolkart (MittBayNot 2009, 268, 
270 linke Sp. oben bzw. S. 272) die Rechtsmittelfrist 
gegenüber einer überhaupt nicht am Verfahren beteiligten 
Person gar nicht zu laufen beginnen.

c)	 Ablauf der Beschwerdefrist für sämtliche formell 
Beteiligten
Bumiller/Harders (§ 63 Rn. 6), Finke (in Praxiskommen-
tar FamFG, § 63 Rn. 7), Sternal (in: Keidel, § 63 Rn. 44), 
Krauß (in: 7. Jahresarbeitstagung des Notariats, S. 30) und 
wohl auch Reinken (in: Horndasch/Viefhues, § 63 Rn. 8) 
vertreten, dass die Fristen des § 63 Abs. 3 FamFG nur für 
ei­nen Beteiligten gelten, der am erstinstanzlichen Verfah-
ren auch tatsächlich beteiligt war. Für eine nicht am er-
stinstanzlichen Verfahren beteiligte Person soll hingegen 
die Beschwerdefrist so lange laufen, bis die Beschwer-
defrist i. S. v. § 63 Abs. 3 FamFG für den letzten Betei-
ligten des erstinstanzlichen Verfahrens abgelaufen ist. 
Diese Auffassung rührt aus der Gesetzesbegründung des 
Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages her (BT-
Drs. 16/9733 v. 23.6.2008, S. 289). Insbesondere wollte der 
Rechtsausschuss mit einer Umformulierung von § 63 Abs. 3 
FamFG klarstellen, dass die dortigen Vorschriften nur für ei-
ne Person gelten, die tatsächlich am bisherigen Verfahren be-
teiligt war, nicht aber für einen „vergessenen“ Beteiligten.

d)	 Stellungnahme 
Mit Blick auf den Gesetzeswortlaut, die Entstehungs-
geschichte sowie Sinn und Zweck von § 63 Abs. 2 S. 2 

FamFG ist die Auffassung von Litzenburger abzulehnen, 
dass auch der „vergessene Beteiligte“ spätestens fünf Mo-
nate nach Erlass des Beschlusses diesen „gegen sich gelten 
lassen müsse“. Gegen die in der Kommentarliteratur herr-
schende Auffassung (oben unter c)), die sich auf die Stel-
lungnahme des Rechtsausschusses beruft, werden aber mit 
gewichtigen Argumenten die grundlegende Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichtes vom 18.1.2000 (NJW 
2000, 1709) und der aus dieser Entscheidung folgende Auf-
trag an den Gesetzgeber zur Neugestaltung des Verfahrens 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit ins Feld geführt. In diesem 
Beschluss hatte das Bundesverfassungsgericht gerade ge-
rügt, dass es unter Geltung des FGG nach der damaligen 
Gesetzesfassung möglich war, dass einer materiell am 
Verfahren „interessierten“ Person, die nicht am Verfahren 
der frei­willigen Gerichtsbarkeit beteiligt wurde, überhaupt 
keine Möglichkeit eröffnet war, gegen die Entscheidung 
Rechtsmittel einzulegen. 

Die Auffassung, die der Rechtsausschuss in seiner Begrün-
dung vertreten hat, würde dazu führen, dass materiell in 
ihren Rechten betroffene Personen, die von diesem Ver-
fahren überhaupt keine Kenntnis be­kommen hatten und 
denen auch die Entscheidung nie bekannt gegeben wurde, 
dennoch in recht kurzer Frist ihr Beschwerderecht verlieren 
könnten. Wie Bolkart (MittBayNot 2009, 268, 272) her-
ausgearbeitet hat, dürfte diese Rechtsfolge mit der Forde-
rung des Bundesverfassungsgerichts nicht in Einklang zu 
bringen sein. Bolkart (a. a. O.) und Heinemann (FamFG 
für Notare, Rn. 140 bis 142) sowie wohl auch Abramenko 
(in: Prütting/Helms, § 63 FamFG Rn. 7) fordern daher aus 
verfassungsrechtlichen Gründen (Art. 19 Abs. 4 GG), dass 
für den vergessenen Beteiligten keine Frist zur Rechtsmit-
teleinlegung läuft, bis ihm die ihn betreffende Entscheidung 
tatsächlich mitgeteilt worden sei. 

Aufgrund dieses disparaten Meinungsstands kann die Frage 
der Rechtsmittelfrist für den „vergessenen“ Rechtsbetrof-
fenen noch nicht abschließend entschieden werden. 

7.	 Verzicht auf die Beschwerdemöglichkeit?
Nach § 67 Abs. 1 FamFG ist die Beschwerde unzulässig, 
wenn der Beschwerdeführer hierauf nach Bekanntgabe des 
Beschlusses durch Erklärung gegenüber dem Gericht ver-
zichtet hat. Damit steht fest, dass auch im FamFG-Verfahren 
ein Rechtsmittelverzicht grundsätzlich zulässig ist, wenn 
er nach Erlass des Beschlusses erklärt wird. Dies entsprach 
bereits der Auffassung zum FGG. Die Regierungsbegrün-
dung zum FamFG-Entwurf führt jedoch zu § 67 Abs. 1 
FamFG wie folgt weiter aus: „Abs. 1 regelt, dass gegenüber 
dem Gericht ein wirksamer Rechtsmittelverzicht sowohl 
vor als auch nach Erlass des Beschlusses möglich ist. Nach 
einhelliger Ansicht war bereits auf Grundlage des geltenden 
Rechts nach Erlass des Beschlusses ein Verzicht auf die 
Beschwerde statthaft; dagegen ist streitig, ob ein einseitiger 
Verzicht auf ein Rechtsmittel auch bereits vor Erlass des Be
schlusses abgegeben werden kann (Keidel/Kuntze/Winkler-
Kahl, Freiwillige Gerichtsbarkeit, 15. Aufl. 2003, Rn. 99, 
100 zu § 19 m. w. N.). Die Vorschrift eröffnet nunmehr 
einheitlich im Interesse einer möglichst frühzeitigen Rechts
klarheit für alle Beteiligten die Möglichkeit, sowohl vor als 
auch nach Erlass des Beschlusses gegenüber dem Gericht 
wirksam auf Rechtsmittel zu verzichten“ (BT-Drs. 16/6308 
v. 7.9.2007, S. 207).

Diese Begründung entsprach noch der Gesetzesfassung 
des Referentenentwurfs zum FamFG (§ 70 der damaligen 
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Fassung; vgl. Finke, in: Praxiskommentar FamFG, § 67 
Rn. 2). Schon der Gesetzesentwurf der Bundesregierung 
spricht aber ausdrücklich in § 67 Abs. 1 FamFG davon, 
dass (erst) „nach Bekanntgabe des Be­schlusses durch 
Erklärung gegenüber dem Gericht“ auf das Rechtsmittel 
verzichtet werden kann. 

a)	 Verzicht auch vor Bekanntgabe
Ein Teil der Literatur ist jedoch der Auffassung, dass 
diese Textfassung von § 67 Abs. 1 FamFG lediglich ein 
gesetzgeberisches Versehen ist und – entsprechend den 
Ausführungen zur Gesetzesbegründung – ein Verzicht auf 
das Rechtsmittel auch vor Erlass der Entscheidung möglich 
ist (so: Heinemann, DNotZ 2009, 6, 18 und FamFG für No-
tare, Rn. 152; Reinken, in: Horndasch/Viefhues, § 67 Rn. 3; 
Zimmermann, Das neue FamFG, Rn. 170).

b)	 Verzicht erst nach Bekanntgabe 
Die herrschende Gegenauffassung beruft sich allerdings 
darauf, dass diese Auffassung des Gesetzgebers nicht in 
den Gesetzestext Eingang gefunden hat. Sie plädiert da-
her dafür, entsprechend dem ausdrücklichen Text von § 67 
Abs. 1 FamFG einen Rechtsmittelverzicht nur nach Be-
kanntgabe der Entscheidung zuzulassen (so: Litzenburger, 
RNotZ 2009, 380, 383; Sternal, in: Keidel, § 67 FamFG 
Rn. 5; Abramenko, in: Prütting/Helms, § 67 FamFG Rn. 2; 
Bolkart, MittBayNot 2009, 268, 273 und – allerdings ohne 
näheres Eingehen auf die abweichende Gesetzesbegrün-
dung – Müther, in: Bork/Jacoby/Schwab, § 67 FamFG 
Rn. 5 sowie Bumiller/Harders, § 67 FamFG Rn. 3; unklar, 
aber wohl auch in diese Richtung: Finke, in: Praxiskom
mentar FamFG, § 67 Rn. 2 a. E.). 

c)	 Stellungnahme
Angesichts des klaren Gesetzeswortlauts spricht u. E. viel 
für die letztgenannte Ansicht. Aufgrund des gespaltenen 
Meinungsbildes kann dieser Streit vom Deutschen No-
tarinstitut aber nicht abschließend entschieden wer-
den. Dennoch erscheint es empfehlenswert, den Rechts
mittelverzicht erst nach Bekanntgabe der Entscheidung 
zu erklären. 

8.	 Zeitpunkt des „Gebrauchmachens“ von der Dop-
pelvollmacht für den Notar
Das FGG-Reformgesetz hat die Vorschriften der §§ 1828, 
1829 BGB unverändert gelassen. Inso­weit besteht weiter-
hin die Notwendigkeit, zur Herbeiführung der Wirksamkeit 
des Vertrages die Genehmi­gung seitens der Eltern, des Vor-
munds, Betreuers oder Pflegers in Empfang zu nehmen, sie 
dem anderen Vertragsbeteiligten mitzuteilen und für den 
anderen Vertragsbeteiligten die mitgeteilte Genehmigung 
in Empfang zu nehmen. Insoweit gehen sämtliche Ausfüh-
rungen zur Vertragsgestaltung bei einer familiengericht
lichen, betreuungsgerichtlichen oder nachlassgerichtlichen 
Genehmigung auch nach dem FamFG davon aus, dass die 
Einfügung einer sog. Doppelvollmacht in den Notarver-
trag erforderlich ist (statt aller: Heinemann, FamFG für 
Notare, Rn. 146). 

Insoweit stellt sich aber die Frage, ob der Notar die Doppel-
vollmacht bereits ausüben kann, wenn ihm die Genehmi-
gung mangels Ablauf der Rechtsmittelfrist der Beteiligten 
noch nicht wirksam vorliegt (§ 40 Abs. 2 FamFG). 

Eine ausdrückliche Stellungnahme zu dieser Frage kann 
den bisher vorliegenden Kommentierungen zu §§ 1828, 
1829 BGB nicht entnommen werden, da diese Kommen-

tierungen noch von der Rechtslage unter dem FGG ausge-
hen, mithin von der sofortigen Wirksamkeit eines solchen 
Ge­nehmigungsbeschlusses (zweifelnd in dieser Frage auch: 
Bolkart, MittBayNot 2009, 268, 273 linke Sp. oben). Den-
noch lassen  sich u. E. aus dem Gesetzeszweck von § 1829 
BGB Folgerungen ziehen: Diese Vorschrift soll erreichen, 
dass der Vormund (die Eltern, der Betreuer, der Pfleger) 
die letzte Instanz ist, die über die Wirksamkeit der Rechts-
geschäfte entscheidet. Dann muss aber u. E. zu diesem 
Zeitpunkt feststehen, ob die ge­richtliche Genehmigung des 
Rechtsgeschäftes wirksam erfolgt ist. 

Dieser Auffassung scheint auch der Gesetzgeber des 
FGG-Reformgesetzes gewesen zu sein, der in der Be
gründung der Neufassung der Frist in § 1829 Abs. 2 
BGB Folgendes ausführt (BT-Drs. 16/6308 v. 7.9.2007, 
S. 347): 

„Für den Fall, dass kein Rechtsmittelverzicht erlangt wer-
den kann, muss bis zum Eintritt der Rechtskraft zumindest 
die zweiwöchige Frist verstreichen. Die zweiwöchige Frist 
zur Mitteilung der Genehmigung, die ohne Rechtskraft des 
Beschlusses selbst nicht wirksam ist, ist daher entsprechend 
um zwei Wo­chen zu verlängern.“

Daher gehen wir davon aus, dass erst bei einer rechtskräf-
tigen Genehmigung von der Doppelvollmacht Gebrauch 
zu machen sein wird (a. A. Litzenburger, der davon ausgeht, 
es handele sich um einen zweigliedrigen Tatbestand, bei 
dem die Reihenfolge zwischen Wirksamkeit der Geneh-
migung und Mitteilung der Genehmigung auch umgekehrt 
werden könne; insoweit geschehe die Mitteilung der Ge
nehmigung also unter dem „Vorbehalt“ des späteren Ein-
tritts der Rechtskraft der Entscheidung). 

9.	 Fortbestehen des Amtes des Betreuers, Pflegers 
oder Vormunds bis zur Rechtskraft des Genehmi-
gungsbeschlusses erforderlich?
Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich u. E. auch 
die Beantwortung der abschlie­ßend gestellten Frage. Kann 
von der Doppelvollmacht durch den Notar erst Gebrauch 
gemacht werden, wenn die Genehmigungsentscheidung 
nach § 40 Abs. 2 FamFG wirksam geworden ist, so muss 
auch das Amt des Pflegers, Betreuers, Vormunds etc. bis 
zu diesem Zeitpunkt fortbestehen, da nur kraft dieses 
Amtes dem anderen Vertragsteil eine Mitteilung i. S. v. 
§ 1829 BGB gemacht werden kann. Verliert die fragliche 
Person diese Eigenschaft bis zu diesem Zeitpunkt, so nützt 
u. E. die dem Notar erteilte Doppelvollmacht nichts.

Folgende Gutachten können Sie im Abruf-Dienst entweder 
per Fax-Abruf (Te­le­fon 0931/355 76 43 – Funkti­ons­wei­se 
und Be­die­nung s. DNo­tI-Re­port 2000, 8) oder im Internet 
(unter www.dnoti-online-plus.de) anfordern. Ein Inhalts­ver
zeichnis findet sich unter Fax-Abruf-Nr. 1.

Bitte beachten Sie: Unser Fax-Abruf-Dienst ist sprach- 
me­nüge­steuert. Bitte be­nutzen Sie des­halb nicht die Fax-
Abruf-Funkti­on an Ihrem Ge­rät, sondern wählen Sie vorste
hende Te­le­fonnummer und warten Sie dann auf die Einga
be­aufforde­rung.

Gutachten im Abruf-Dienst
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FGG-RG Art. 111; GBO § 29 
Übergangsvorschrift zur Einführung des FamFG; 
Nachweis gegenüber dem Grundbuchamt 
Gutachten-Abruf-Nr.: 96737

HGB §§ 131, 146, 145 
Antragsrecht nach § 146 Abs. 2 HGB; Löschung einer 
KG wegen Vermögenslosigkeit; Rechtsfolgen des Todes 
eines Liquidators; Nachtragsliquidation; Ausscheiden 
bei Tod eines Gesellschafters
Gutachten-Abruf-Nr.: 95664

AktG § 136; GO NRW § 113 
Vertretung einer Gemeinde in der Hauptversammlung 
einer Aktiengesellschaft; Entlastung des Aufsichtsrats 
Gutachten-Abruf-Nr.: 95317

EGBGB Internationales Gesellschaftsrecht
Schweiz: Selbstkontrahieren des Mitglieds eines 
Verwaltungsrats
Gutachten-Abruf-Nr.: 96193

EGBGB Art. 25, 26
Spanien: Gemeinschaftliche letztwillige Verfügung deut-
scher Eheleute mit Immobilienbesitz in Spanien
Gutachten-Abruf-Nr.: 95246

RL 97/7/EG Art. 6; BGB § 357 Abs. 3
Keine generelle Nutzungsersatzpflicht bei Wi-
derruf eines Fernabsatzvertrags

1. Die Bestimmungen des Art. 6 Abs. 1 S. 2 und Abs. 2 
der Fernabsatzrichtlinie (RL 97/7/EG) sind dahin aus-
zulegen, dass sie einer nationalen Regelung entgegenste-
hen, nach der der Verkäufer vom Verbraucher für die 
Nutzung einer durch Vertragsabschluss im Fernabsatz 
gekauften Ware in dem Fall, dass der Verbraucher sein 
Widerrufsrecht fristgerecht ausübt, generell Wertersatz 
für die Nutzung der Ware verlangen kann.

2. Diese Bestimmungen stehen jedoch nicht einer Ver-
pflichtung des Verbrauchers entgegen, für die Benut-
zung der Ware Wertersatz zu leisten, wenn er diese auf 
eine mit den Grundsätzen des bürgerlichen Rechts wie 
denen von Treu und Glauben oder der ungerechtfer-
tigten Bereicherung unvereinbare Art und Weise be-
nutzt hat, sofern die Zielsetzung dieser Richtlinie und 
insbesondere die Wirksamkeit und die Effektivität des 
Rechts auf Widerruf nicht beeinträchtigt werden; dies 
zu beurteilen ist Sache des nationalen Gerichts.

EuGH, Urt. v. 3.9.2009 – C-489/07
Fax-Abruf-Nr.: 10890

Problem
In dem der Entscheidung des EuGH zugrunde liegenden 
Rechtsstreit hatte die dortige Klägerin im Online-Shop des 
Beklagten ein gebrauchtes Notebook gekauft. Nachdem die 
Klägerin das Gerät ca. 8 Monate lang verwendet hatte, trat 
am Display des Geräts ein Defekt auf. Die Klägerin wider-
rief daher (wegen Fehlens einer Widerrufsbelehrung frist-
gerecht) den Kaufvertrag und bot dem Beklagten das Note-
book Zug-um-Zug gegen Rückzahlung des Kaufpreises an. 

Der Beklagte machte geltend, die Klägerin müsse ihm für 
die Nutzung des Notebooks auf jeden Fall Wertersatz leis-
ten. Ein entsprechender Hinweis sei auch in den von der 
Klägerin akzeptierten Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
enthalten. 

Das Amtsgericht Lahr legte dem EuGH folgende Frage zur 
Vorabentscheidung vor: „Sind die Bestimmungen des Art. 
6 Abs. 2 i. V. m. Abs. 1 S. 2 der RL 97/7/EG dahin auszu-
legen, dass dieser einer nationalen gesetzlichen Regelung 
entgegensteht, die besagt, dass der Verkäufer im Falle des 
fristgerechten Widerrufs durch den Verbraucher Wertersatz 
für die Nutzung des gelieferten Verbrauchsgutes verlangen 
kann?“

Entscheidung
Bei der Auslegung des Art. 6 der RL 97/7/EG bezieht sich 
der EuGH insbesondere auf den 14. Erwägungsgrund und 
die dort enthaltenen Leitlinien. Das Widerrufsrecht müs-
se danach mehr als ein bloß formales Recht sein und 
den Verbraucher effektiv in die Lage versetzen, die im 
Fernabsatz gekaufte Ware innerhalb einer angemessenen 
Zeit prüfen und ausprobieren zu können. Daraus zieht der 
EuGH den Schluss, dass ein Widerrufsrecht mit negativen 
Kostenfolgen den Verbraucher davon abhalten könne, von 
seinem Recht Gebrauch zu machen. Durch einen generel-
len Wertersatz für die Nutzung der gekauften Waren werde 
dem Verbraucher die Möglichkeit genommen, in der ihm 
von der Richtlinie eingeräumten Bedenkzeit völlig frei 
und ohne jeden Druck zu entscheiden. Dadurch werde die 
Effektivität und Wirksamkeit des Rechts auf Widerruf 
beeinträchtigt. Eine entsprechende nationale Regelung sei 
daher europarechtswidrig.

Einschränkend weist der EuGH darauf hin, dass dem 
Verbraucher durch die RL 97/7/EG keine Rechte gewährt 
werden sollen, die über das zur zweckdienlichen Ausübung 
seines Widerrufsrechts Erforderliche hinausgehen. Die 
Richtlinie steht daher einer nationalen Regelung nicht 
entgegen, in der dem Verbraucher eine Pflicht zum ange-
messenen Wertersatz auferlegt wird, wenn er die durch 
Vertragsabschluss im Fernabsatz gekaufte Ware auf eine 
Art und Weise benutzt hat, die mit den Grundsätzen des 
bürgerlichen Rechts (Treu und Glauben, ungerechtfertig-
te Bereicherung) unvereinbar ist. Allerdings müsse auch in 
derartigen Fällen die Zielsetzung des europäischen Rechts 
beachtet werden. Ein Widerspruch zur Richtlinie läge bei-
spielsweise dann vor, wenn die Höhe des Wertersatzes au-
ßer Verhältnis zum Kaufpreis der fraglichen Ware stünde 
oder wenn eine nationale Regelung dem Verbraucher die 
Beweislast dafür auferlegen würde, dass er die Ware wäh-
rend der Widerrufsfrist nicht in einer Weise benutzt hat, die 
über das hinausgeht, was zur zweckdienlichen Ausübung 
seines Widerrufsrechts erforderlich war. 

BGB § 307; BauGB Art. 11 Abs. 2; GG Art. 11 
Abs. 1
Unzulässigkeit einer 20-jährigen Bindungsdau-
er bei einem „Einheimischen-Modell“

Eine Klausel, mit der eine Stadt die Käufer von ge-
förderten Grundstücken im Rahmen eines „Einhei-
mischen-Modells“ zu einer 20-jährigen Selbstnutzung 
verpflichtet, ist nichtig. Eine solche Regelung schießt 
über ihren Zweck, Bodenspekulation zu verhindern 

Rechtsprechung
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und einheimische Familien zu fördern, deutlich hinaus 
und verstößt wegen der langen Dauer der Selbstnutzung 
gegen das Grundrecht auf Freizügigkeit (Art. 11 Abs. 1 
GG). Die Klausel ist darüber hinaus unangemessen, da 
sie keine Härtefallregelung vorsieht.

OLG Frankfurt, Urt. v. 27.8.2009 – 22 U 213/07
Fax-Abruf-Nr.: 10891

Problem
In den 90er Jahren stellte die beklagte Stadt nach der Er-
schließung eines neuen Wohngebietes Bauinteressenten 
Grundstücke zu günstigen Konditionen im Rahmen eines 
sog. „Einheimischenmodells“ zur Verfügung. Die in diesem 
Zusammenhang geschlossenen Verträge enthielten für die 
Käufer u. a. die Verpflichtung, das Wohnhaus „mindestens 
20 Jahre ab Bezugsfertigkeit selbst zu bewohnen“. Nach 
dem Wortlaut der Klausel durften die Käufer folglich inner-
halb der 20-jährigen Frist nicht aus ihrem Haus ausziehen. 
Als Rechtsfolge im Fall des Verstoßes gegen die Selbstnut-
zungsverpflichtung sah der Vertrag nach Wahl der Käufer 
entweder eine Rückübertragungs- oder eine Zuzahlungsver-
pflichtung vor. Die Kläger beabsichtigten im Jahr 2006 und 
damit vor Ablauf der 20-jährigen Selbstnutzungspflicht, den 
Wohnort zu wechseln. Sie erhoben gegen die Stadt Klage 
auf Feststellung, dass die im Vertrag enthaltene Klausel über 
die 20-jährige Selbstnutzungsverpflichtung nichtig sei. 

Entscheidung
Die im Rahmen eines privatrechtlichen städtebaulichen 
Vertrags (§ 11 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) von der Stadt ein-
gesetzte Klausel wurde vom Gericht als allgemeine Ge-
schäftsbedingung (§ 305 Abs. 1 BGB) eingeordnet. Maß-
stab für die Inhaltskontrolle des Vertrages waren damit 
sowohl § 11 Abs. 2 S. 1 BauGB als auch § 307 Abs. 1 S. 1 
BGB. Unter dieser Vorgabe wurde die in den Verträgen 
enthaltene Selbstnutzungsverpflichtung vom Gericht als 
unangemessene Vertragsbestimmung angesehen. Grund-
sätzlich würden zwar im Rahmen von Einheimischen-
modellen billigenswerte Zwecke verfolgt, namentlich die 
Verhinderung von Bodenspekulationen und die Förderung 
von einheimischen Familien; die streitgegenständliche Re-
gelung mit ihrer langen Bindungswirkung gehe aber über 
das hierfür erforderliche Maß deutlich hinaus. Eine derartig 
lange Bindungswirkung müsse im Lichte der Wertung der 
Grundrechte betrachtet werden, wobei insbesondere das 
Grundrecht auf Freizügigkeit (Art. 11 Abs. 1 GG) einschlä-
gig sei. Letzteres garantiere u. a. die sog. „interkommunale 
Freizügigkeit“, also das Recht des Umzugs von einer Ge-
meinde in eine andere. Vor diesem Hintergrund lasse sich 
die in dem Vertrag vorgesehene Dauer der Selbstnutzungs-
pflicht aus Sicht des Gerichts nicht rechtfertigen. 

Das Gericht betonte hierbei, dass innerhalb einer 20-jäh-
rigen Frist eine nicht vorhersehbare Veränderung der be-
ruflichen und privaten Beziehungen eintreten könne. In der 
heutigen Zeit werde von Arbeitnehmern zunehmend Mo-
bilität und Flexibilität verlangt, was durch die streitgegen-
ständliche Regelung gerade eingeschränkt würde. Insoweit 
habe es die Stadt versäumt, eine Härteklausel einzuführen. 
Im Hinblick auf die als Sanktion vereinbarte Zuzahlungs-
verpflichtung stellte das Gericht fest, dass es sich bei der 
Klausel um eine nach § 309 Nr. 6 BGB in allgemeinen 
Geschäftsbedingungen unzulässige Vertragsstrafe handele, 
da diese sowohl den seinerzeitigen als auch den aktuellen 
Grundstückswert überschreitet. 

Im Ergebnis geht das Gericht daher von der (vollständigen) 
Unwirksamkeit der streitgegenständlichen Klausel aus.  
Eine „geltungserhaltende Reduktion“ (beispielsweise in 
Form einer Reduzierung der Bindungsdauer) wurde vom 
OLG Frankfurt abgelehnt. 

BGB §§ 138 Abs. 1, 1822 Nr. 2, 1901; SGB XII 
§§ 2, 90
Sittenwidrigkeit der Erbausschlagung eines  
Sozialhilfeempfängers 

1. Die Ausschlagung einer werthaltigen Erbschaft, die 
dazu führt, dass die Sozialhilfebedürftigkeit des vorläu-
figen Erben fortbesteht, verstößt gegen die guten Sitten, 
es sei denn, die Ausschlagung kann ausnahmsweise 
durch ein überwiegendes Interesse des Erben motiviert 
werden.

2. Erfolgt die Ausschlagung durch den Betreuer des 
Sozialhilfeempfängers, so kann diesem die nach § 1822 
Nr. 2 BGB notwendige vormundschaftsgerichtliche Ge-
nehmigung nicht erteilt werden.

OLG Hamm, Beschl. v. 16.7.2009 – I-15 Wx 85/09
Fax-Abruf-Nr.: 10892

Problem
Der Betroffene, für den eine Betreuung u. a. mit dem Auf-
gabenkreis Vermögenssorge besteht, ist schwerstbehindert 
und lebt in einem Heim. Zu den hierdurch entstehenden 
Kosten leistet der Sozialhilfeträger einen Zuschuss. Auf-
grund Todes der Mutter wurde der Betroffene neben seinem 
Bruder (der sein Betreuer ist) Miterbe zu ½. Der zur Rege-
lung der Nachlassangelegenheiten bestellte Ergänzungsbe-
treuer schlug für den Betreuten die angefallene Erbschaft 
aus und ließ für die Erklärung die vormundschaftsgericht-
liche Genehmigung beantragen. Im Zusammenhang mit der 
Ausschlagung verpflichtete sich der Bruder, dem Betreuten 
nach billigem Ermessen solche Geld- und Sachleistungen 
zukommen zu lassen, die zur Verbesserung seiner Lebens-
qualität beitragen, auf die der Sozialhilfeträger aber nicht 
zugreifen kann. Das Amtsgericht lehnte die beantragte Ge-
nehmigung der Ausschlagungserklärung mit dem Argument 
der Sittenwidrigkeit ab. 

Entscheidung
Aus Sicht des OLG Hamm verstößt die Ausschlagung 
gegen die guten Sitten und ist daher nicht genehmigungs-
fähig. Damit schließt sich das OLG Hamm der vom OLG 
Stuttgart (NJW 2001, 3484 = ZEV 2002, 367) und Teilen 
der Kommentarliteratur (vgl. Staudinger/Otte, BGB, Neu- 
bearb. 2008, § 1942 Rn. 22; MünchKomm-BGB/Armbrüs-
ter, 5. Aufl., § 138 Rn. 45; Palandt/Ellenberger, BGB, 
68. Aufl., § 138 Rn. 50a; Palandt/Diederichsen, § 1896 
BGB Rn. 20) geäußerten Meinung an. Maßgeblich wird di-
es damit begründet, dass der auf Sozialleistungen angewie-
sene und die Solidarität der staatlichen Gemeinschaft in An-
spruch nehmende Erbe aus Solidaritätsgründen einen ihm 
angetragenen Vermögenserwerb regelmäßig wahrnehmen 
müsse (wobei auch der Nachranggrundsatz des § 2 SGB XII 
Ausdruck einer umfassend verstandenen Solidarität sei). 

Der abweichenden Ansicht in Rechtsprechung (LG Aachen 
NJW-RR 2005, 307) und Literatur (vgl. BeckOK-BGB/
Siegmann/Hörger, Stand 2008, § 1942 Rn. 13; JurisPK-
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BGB/Wildemann, 4. Aufl. 2009, § 1945 Rn. 2; J. Mayer, 
ZEV 2002, 369, 370; Ivo, FamRZ 2003, 6 ff.) erteilt das 
OLG Hamm eine Absage. Eine Vergleichbarkeit mit der 
rechtlichen Situation im Falle sog. „Behindertentestamen-
te“ lehnt das OLG Hamm ab, da hier der Fall aus der Sicht 
des Hilfeempfängers, nicht des Erblassers, zu beurteilen 
sei. Auch die an sich gegebene Höchstpersönlichkeit des 
Ausschlagungsrechts stehe nicht der Annahme einer Sitten-
widrigkeit seiner Ausübung entgegen. Nicht überzeugend 
ist aus Sicht des OLG Hamm das weitere Argument, das 
Gesetz stelle das Ausschlagungsrecht im Familien- und In-
solvenzrecht von der Rücksichtnahme auf Fremdinteressen 
frei (vgl. etwa § 1432 Abs. 1 BGB, § 83 InsO). Dies wird 
damit begründet, dass die vorliegende Fragestellung mit 
den „Pflichten“ eines Schuldners im Verhältnis zu seinen 
Gläubigern nichts zu tun habe, da es vorliegend nur darum 
gehe, ob der bislang Hilfsbedürftige ein ihm angefallenes 
Vermögen ausschlagen dürfe, wenn er hierdurch seine Be-
dürftigkeit aufrecht erhalte. 

G. Crezelius, Unternehmenserbrecht, 2. Aufl., C. H. 
Beck Verlag, München 2009, 327 Seiten, 58.– € 

Das nunmehr in zweiter Auflage vorliegende Werk des aus-
gewiesenen Unternehmensrechts- und Steuerrechtsexperten 
bietet eine kompakte Darstellung der zivilrechtlichen sowie 
ertrag- und erbschaftsteuerlichen Grundlagen der Unter-
nehmensnachfolge von Todes wegen. Die nach der Rechts-
form (Einzelunternehmen, OHG, KG, GmbH, GmbH & 
Co. KG, AG und KGaA) untergliederten Ausführungen zur 
Unternehmensnachfolge werden ergänzt durch Abschnitte 
zur Betriebsaufspaltung, zu Sachverhalten mit Auslands-
berührung und zu vermögensverwaltenden Gesellschaften. 
Das Buch zeichnet sich nicht nur durch seine Übersicht-
lichkeit, Praxisnähe und gute Lesbarkeit aus, sondern vor 
allem auch durch die Zusammenstellung der wesentlichen 
Fragestellungen des gesamten Unternehmenserbrechts in 
einem einzigen Band. Es kann deshalb als das ideale Werk 
für einen schnellen Zugriff auf die Grundlagen dieser 
für Notare äußerst wichtigen Materie empfohlen werden. 
In Anbetracht der Zielsetzung des Werkes kann auch der 
einzige Wermutstropfen verschmerzt werden, der darin 
besteht, dass aufgrund der Drucklegung im Mai 2009 die 
Erbrechtsreform sowie die Ländererlasse zum ErbStG noch 
nicht berücksichtigt werden konnten. 

Notarassessor Dr. Mario Leitzen

H. G. Ganter/C. Hertel/H. Wöstmann, Handbuch der 
Notarhaftung, 2. Aufl., ZAP-Verlag, Münster 2009, 
980 Seiten (mit CD-Rom), 98.– €

Das Standardwerk zur Notarhaftung erläutert die Grund-
lagen der Amtshaftung nach § 19 BNotO sowie die einzel-
nen Tatbestandsvoraussetzungen ausführlich. Durch zahl-
reiche Beispielsfälle aus der Rechtsprechung werden die 
den Notar treffenden Amtspflichten konkretisiert und il-
lustriert. Dadurch trägt das Handbuch dazu bei, Fehler zu 
vermeiden, Schadensersatzansprüche zu umgehen und sich 
gegen ungerechtfertigte Regressansprüche zu verteidigen. 

Die Mitwirkung zweier BGH-Richter gewährleistet, dass 
das Werk auf dem aktuellen Stand der höchstrichterlichen 
Anforderungen an die notarielle Amtsausübung ist. Abge-
rundet werden die Darstellungen durch eine Einführung in 
die Tätigkeit des Notars als unabhängigen Trägers eines öf-
fentlichen Amtes sowie durch eine umfassende Sammlung 
der einschlägigen Rechtsprechung sowie der maßgeblichen 
Vorschriften auf der beiliegenden CD-Rom. 

Insgesamt ist der Ganter/Hertel/Wöstmann ein unverzicht-
bares Nachschlagewerk nicht nur zur Notarhaftung selbst, 
sondern auch zu allen Fragen der Reichweite der (haftungs-
relevanten) notariellen Amtspflichten. 

Notarassessor Sebastian Herrler 

D. Gassen/S. Wegerhoff, Elektronische Beglaubigung 
und elektronische Handelsregisteranmeldung in der 
Praxis, 2. Aufl., ZAP-Verlag, Münster 2009, 520 Sei-
ten (mit CD-Rom), 78.– €

Die zweite Auflage des Praxisleitfadens von Gassen und We-
gerhoff zum elektronischen Handelsregisterverkehr berück-
sichtigt die seit Anfang 2009 verfügbaren neuen Versionen 
der Programme XNotar und SigNotar („ELRV 3.0“) und 
gibt einen umfassenden Überblick über die damit verbun-
denen Neuerungen. Wie bereits in der ersten Auflage liegt 
der Schwerpunkt des Werkes auf einer praxisbezogenen 
Darstellung der Vorbereitung von Handelsregisteranmel-
dungen mittels XNotar und SigNotar. Aufgrund zahlreicher 
Hinweise, Beispiele und Übungsfälle eignet sich das Buch 
in besonderer Weise für die Aus- und Weiterbildung der 
Mitarbeiter im Notariat. Ebenso kann es als Nachschlage-
werk verwendet werden. Die Ausführungen werden durch 
Erläuterungen zum Kostenrecht sowie durch einen Ausblick 
auf das elektronische Grundschuldbestellungsverfahren und 
den elektronischen Grundbuchantrag abgerundet. 

Da das vorliegende Werk den täglichen Umgang mit den 
Programmen XNotar und SigNotar erheblich erleichtert, 
ist es jedem Notar uneingeschränkt zur Anschaffung zu 
empfehlen. 

Notarassessor Sebastian Herrler 

G. H. Roth/H. Altmeppen, GmbH-Gesetz, 6. Aufl.,  
C. H. Beck Verlag, München 2009, 1291 Seiten, 78.– €

Seit langem als maßgeblicher Kurzkommentar zum  
GmbHG bewährt, erscheint der Roth/Altmeppen anlässlich 
der umfassenden Reform des GmbH-Gesetzes durch 
das MoMiG in nunmehr 6. Auflage. Auch die Reformauf-
lage des Roth/Altmeppen zeichnet sich durch ihren klaren 
Aufbau, die verständliche Darstellung sowie zahlreiche 
praxisrelevante Informationen aus. Die Streitfragen des 
reformierten GmbH-Rechts werden allesamt angesprochen 
und zumeist vertieft erörtert. Lediglich bei einzelnen notar-
spezifischen Fragestellungen hätte man sich teilweise eine 
etwas ausführlichere Erörterung des Streitstands gewünscht 
(z. B. mittelbare Mitwirkung i. S. v. § 40 Abs. 2 GmbHG, 
gutgläubiger Zwischenerwerb bei aufschiebend bedingter 
Geschäftsanteilsabtretung). Teilweise vertreten die Verfas-
ser eigenständige, von der herrschenden Meinung abwei-

Literaturhinweise
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chende Auffassungen, die aber als solche gekennzeichnet 
sind (z. B. keine Strafbarkeit des Geschäftsführers wegen 
falscher Versicherung nach § 82 Abs. 1 Nr. GmbHG bei 
verdeckter Sacheinlage). 

Insgesamt stellt dieser Kurzkommentar zum GmbH-Recht 
auch in der Neuauflage ein für die notarielle Praxis unver-
zichtbares Hilfsmittel dar. 

Notarassessor Sebastian Herrler

M. Schmoeckel/W. Schubert, Handbuch zur Ge-
schichte des Notariats der Europäischen Tradi- 
tionen, Nomos Verlag, Baden-Baden 2009, 619 Seiten, 
149.– €

Wie der Titel bereits ankündigt, ermöglicht der vorliegende 
Tagungsband einen rechtsvergleichenden Blick auf die Ge-
schichte des Notariats europäischer Tradition. Anhand von 
19 muttersprachlichen Beiträgen wird die Entwicklung des 
Notariats in den europäischen Staaten, aber auch in Nord- 
und Südamerika vom hohen Mittelalter bis zur Schwelle 
der Gegenwart dargestellt. Aufgrund der rechtsverglei-
chenden Perspektive wird das unterschiedliche Verständnis 
des notariellen Berufs sowie die damit zusammenhängende 
unterschiedliche Erwartungshaltung der jeweiligen Bevöl-
kerung gegenüber dem Notariat in den einzelnen Staaten 
deutlich. Eine etwaige Rechtsvereinheitlichung wäre daher 
mit tiefen Einschnitten in die jeweiligen nationalen Tradi-
tionen verbunden. 

Der vorliegende Tagungsband bietet dem interessierten und 
sprachlich bewanderten Notar einen reichhaltigen Fundus 
an Informationen zur Geschichte des Notariats europä-
ischer Prägung. Gerade aufgrund der rechtsvergleichenden 
Perspektive und der zahlreichen Stellungnahmen aus erster 
Hand ist das vorliegende Werk uneingeschränkt als Lektüre 
zu empfehlen. 

Notarassessor Sebastian Herrler 

D. Schulze zur Wiesche, Die GmbH & Still, 5. Aufl., 
C. H. Beck Verlag, München 2009, 290 Seiten, 42.– €

Die praktische Bedeutung sog. Mezzanine-Finanzierungen 
hat in den letzten Jahren ständig zugenommen. Für einen 
besonders wichtigen Teilbereich, nämlich die Stille Ge-
sellschaft mit einer GmbH, liegt seit kurzem das Standard-
werk von Schulze zur Wiesche in fünfter Auflage vor. Der 
Schwerpunkt der Darstellung liegt bei der steuerlichen 
Behandlung der GmbH & Still (einschl. Unterbeteiligungen 
an GmbH-Geschäftsanteilen). Mit den Einzelheiten dieser 
Materie dürfte auch der steuerrechtlich interessierte und 
vorgebildete Notar nicht ohne weiteres vertraut sein, so 
dass das Werk unter den Notaren vor allem denjenigen zur 
Anschaffung empfohlen werden kann, die auch auf diesem 
Gebiet die steuerrechtlichen Zusammenhänge begreifen und 
auf dieser Grundlage mit anderen Gestaltern und Beratern 
auf Augenhöhe diskutieren möchten. Hervorzuheben ist ne-
ben der Praxisnähe der Darstellung die Veranschaulichung 
der steuerrechtlichen Implikationen anhand einer Vielzahl 
von Beispielen. Erwähnenswert sind aus Sicht des Kaute-
larjuristen nicht zuletzt die Vertragsmuster mit diversen 

Klauselvarianten. Fazit: Für Praktiker, die mehr als nur 
vereinzelt mit der GmbH & Still zu tun haben, ein unver-
zichtbares Werk. 

Notarassessor Dr. Mario Leitzen

W. Waldner, Die Kostenordnung für Anfänger,  
7. Aufl., C. H. Beck Verlag, München 2008, 186 Sei-
ten, 24.– €

Die bereits in 7. Auflage erschienene Einführung in die 
Kostenordnung verschafft dem Notarassessor, dem Büro- 
vorsteher sowie Notarfachangestellten einen hervorra-
genden Überblick über die notarrelevanten Bereiche der 
Kostenordnung, eignet sich aber auch für den Notar zur 
Auffrischung seines Wissens. Durch zahlreiche Beispiels-
fälle gelingt es dem Autor, die „trockene“ Materie des 
notariellen Kostenrechts verständlich und anschaulich dar-
zustellen. Der Schwerpunkt des Werks liegt dabei auf der 
kostenrechtlichen Erörterung der Grundfälle der notariellen 
Beurkundungsgeschäfte, so dass sich das Buch insbesonde-
re an denjenigen richtet, der um eine erstmalige Erschlie-
ßung des notariellen Kostenrechts bemüht ist. Für den 
Einsteiger in die Kostenordnung ist Waldners Werk daher 
uneingeschränkt zur Anschaffung zu empfehlen. 

Notarassessor Sebastian Herrler

C. Armbrüster, Ausnahmen von der Zwei-Wochen-Frist des 
§ 17 Abs. 2a BeurkG, NotBZ 2009, 54

R. Böttcher, Grundbucheintragungen beim Gesellschafter-
wechsel einer rechtsfähigen GbR, ZNotP 2009, 42

W. Böhringer, Entwicklungen des Grundstücks- und Grund-
buchrechts seit 2007, Rpfleger 2009, 124

J. Bolkart, Die Reform des Verfahrens in Familiensachen und 
in Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit, Mitt-
BayNot 2009, 268

H. Borth, Einführung in das Gesetz zur Reform des Verfahrens 
in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit v. 17.12.2008 (FGG-ReformG), FamRZ 
2009, 157

J. Eickelberg, Das neue Unterhaltsrecht – Hintergründe, aus-
gewählte Inhalte und Auswirkungen auf die notarielle Praxis, 
RNotZ 2009, 1

T. Gergen, Zur Schnittmenge von Erbrecht und Urheberrecht: 
die Nachfolge in die Rechte eines verstorbenen Urhebers, ZErb 
2009, 42

J. Heinemann, Das neue Aufgebotsverfahren nach dem Fam-
FG, NotBZ 2009, 300

S. Herrler, Bemessung des Unterhaltsbedarfs konkurrierender 
Ehegatten im Wege der Gleichteilung und Folgen der Gestal-
tungspraxis, MittBayNot 2009, 110

H Hirte, Die Entwicklung des Unternehmens- und Gesell-
schaftsrechts in Deutschland im Jahre 2008, NJW 2009, 415

J. Ihle, Steuerrecht – Aktuelle Entwicklungen Januar bis De-
zember 2008, notar 2009, 58

F. Lappe, Die Entwicklung des Gerichts- und Notarkosten-
rechts im Jahr 2008, NJW 2009, 478

J. Lindemeier, Unterwerfungserklärung durch Bevollmäch-
tigte und § 79 ZPO bzw. § 13 FGG, RNotZ 2009, 37
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W. Litzenburger, Gestaltung von genehmigungspflichti-
gen Grundstückskaufverträgen nach Inkrafttreten des neuen  
FamFG, RNotZ 2009, 380

R. Melchior, FamFG und Handelsregister – Was ändert sich?, 
NotBZ 2009, 318

J.-M. Menke, Gestaltung vertraglicher Wettbewerbsverbote 
mit GmbH-Geschäftsführern, NJW 2009, 636

A. Meyer/M. Kiesewetter, Rechtliche Rahmenbedingungen 
des Beteiligungsaufbaus im Vorfeld von Unternehmensüber-
nahmen, WM 2009, 340

C. Münch, Unterhaltsvereinbarungen nach der Reform, Fam-
RZ 2009, 171

K. Muscheler, Grundlagen der Erbunwürdigkeit, ZEV 2009, 
58

B. Pamperin-Herbst, Das Schiffsvorzertifikat, Rpfleger 
2009, 76

D. J. Piltz, Die verunglückte Rückabwicklung einer Schen-
kung: Der größte anzunehmende Unfall, ZEV 2009, 70

W. Reetz, Der durch Ehevertrag sittenwidrig überforderte Un-
terhaltsschuldner – zu BGH v. 5.11.2008 – XII ZR 157/06, 
NotBZ 2009, 37

C. Reymann, Die Vertretungsbefugnis der Liquidatoren bei 
der GmbH. Zugleich Besprechung des BGH-Urt. v. 27.10.2008 
– II ZR 255/07, GmbHR 2009, 176

A. Schall, Kapitalaufbringung nach dem MoMiG, ZGR 2009, 
126

S. Sonnenfeld, Ausgewählte Fragen zum FamFG, NotBZ 
2009, 295

H. Wilsch, Das Grundbuchverfahren nach dem FamFG, Not-
BZ 2009, 313
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